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Zum Streit um Globke
Von Rechtsanwalt Gerhard Jahn, MdB

Anmerkung der Redaktion zu nachstehendem Artikel: Bekanntlich wird zur 
Zeit gegen Globke von der SED ein Trommelfeuer gesteuert; ausgerechnet von 
den Leuten, die allen Grund hätten, in ihrer Führungsschicht erst einmal die 
nazistische Vergangenheit zu bereinigen. Wir leisten also mit der nachfolgenden 
Veröffentlichung dem Osten keine Schützenhilfe gegen Globke, sondern machen 
wie immer unseren Dreck alleine. Die Ausführungen des Bundestagsabgeord­
neten Gerhard Jahn gehören in die Reihe der Veröffentlichungen, die wir in 
der „Freiheitsfackel" schon seit Jahren gegen den Kommentator der „Nürn­
berger Gesetze" brachten.

Der UN-Korrespondent der schweizeri­
schen Neuen Züricher Zeitung, Max Beer, 
richtete in einer Rede in St. Louis (USA) 
heftige Angriffe gegen den Staatssekre­
tär und Intimus des Bundeskanzlers 
Globke wegen seines Kommentars zu den 
sog. „Nürnberger Gesetzen". Darüber ist 
die deutsche Öffentlichkeit kaum unter­
richtet worden. Fast gleichzeitig ver­
öffentlichte der frühere Chef der Ameri­
kanischen Militärregierung für Bayern, 
Äeorg N. Shuster, jetzt Präsident des 
^nerican Council on Germany, einen 
Brief zu Gunsten von Globke in der New 
York Times vom 27. Februar 1960. Es ist 
bekannt, daß Globke hochachtbare und 
sehr bedeutungsvolle Fürsprecher hat, 
deren Zeugnis beanspruchen darf, ange­
messen gewürdigt zu werden. Was aber 
nicht angeht, ist die ständige Wieder­
holung und propagandistische Verbrei­
tung der Behauptung, Globke hätte sei­
nen Kommentar zu Gunsten der rassisch 
Verfolgten verfaßt, um ihnen zu helfen. 
Leider schreibt auch Mr. Shuster in sei­
nem Brief über diesen Kommentar:

.......it resulted from an honest attempt 
to deprive those laws of as much ma­
lignancy, as possible."
(übersetzt: ... es geschah aus dem 
ehrlichen Versuch heraus, diesen Ge­
setzen soviel wie möglich Bösartigkeit 
zu nehmen.)
Dieser Pressedienst mußte sich wieder­

holt mit Globke befassen, insbesondere 
durch die „Dokumentation zum Fall 
Globke" vom 12. März 1956. Dort ist be­
reits nachgewiesen, daß Globkes eigener 
Kommentar sich die ideologische Diskri­
minierung der Juden auch durch seine 
eigenen Erläuterungen zu eigen machte 
und die Vorschriften der sog. „Nürnber­
ger Gesetze" zum Nachteil der Verfolg­
ten extensiv auslegte.

Hierzu muß nochmals auf zwei schwer­
wiegende Beispiele hingewiesen werden.

In den Jahren nach 1933 wurde aus fa­
natischen Kreisen der NSDAP ein wach­
sender Druck ausgeübt, um Ehen zwi­
schen sog. „Deutschblütigen" und sog. 
„Nichtariern" zu sprengen. Als im Jahre 
1935 die „Nürnberger Gesetze" verkün- 



det wurden, konnte sich selbst Hitler 
noch nicht alles erlauben. Sogar die 
„Nürnberger Gesetze" wagten es damals 
noch nicht, derartige Ehen, die von den 
Nationalsozialisten als „Mischehen" be­
zeichnet wurden, für aufgelöst oder auf­
lösbar zu erklären. Man versuchte es des­
halb über die Hintertreppe, solche Ehen 
zu zerstören. Einen Vorwand hierzu bot 
§ 1333 BGB. Nach jener Vorschrift konnte 
die Ehe von einem Ehegatten angefoch­
ten werden, der sich bei der Eheschlie­
ßung über solche persönlichen Eigen­
schaften des anderen Ehegatten geirrt 
hat, die ihn bei Kenntnis der Sachlage 
und bei verständiger Würdigung des 
Wesens der Ehe von der Eingehung der 
Ehe abhalten würden. Diese Anfech­
tung konnte gemäß § 1339 BGB nur inner­
halb von sechs Monaten seit dem Zeit­
punkt geschehen, in welchem ein Ehe­
gatte seinen Irrtum entdeckt hatte.

Das Reichsgericht trat den Versuchen 
einer Anfechtung der Ehe wegen des an­
geblichen Irrtums über sog. „rassische" 
Eigenschaften dadurch entgegen, daß es 
durch ein im 145. Band seiner amtlichen 
Entscheidungssammlung für Zivilsachen 
veröffentlichtes Urteil feststellte, jene 
sechs-Monatefrist habe am Tag der Ehe­
schließung begonnen und sei daher in 
aller Regel verstrichen. Diese höchst­
richterliche Entscheidung sicherte den Be­
stand der allermeisten Ehen dieser Art, 
an denen die Nationalsozialisten zu rüt­
teln suchten.

Für Globke bestand keinerlei Notwen­
digkeit, in seinem Kommentar zu den 
sog. „Nürnberger Gesetzen" überhaupt 
auf diese Frage einzugehen. Allenfalls 
hätte er sich damit begnügen können, auf 
die grundsätzliche Entscheidung des 
Reichsgerichts hinzuweisen. Statt dessen 
führte Globke auf Seite 109 f seines 
Kommentars hierzu aus:

„Die Voraussetzungen des § 1333 
BGB müssen als gegeben angesehen 
werden, wenn ein Ehegatte die Ehe in 
Unkenntnis des jüdischen Blutein­
schlags des anderen Ehegatten ge­
schlossen hat. Denn es kann nicht be­
zweifelt werden, daß nach national­
sozialistischer Auffassung die rassische 
Zugehörigkeit eine wesentliche persön­

liche Eigenschaft jedes Menschen ist; 
dies ist um so mehr der Fall, als sich 
die durch die rassische Zugehörigkeit 
bedingten Eigenschaften des Menschen 
auf seine Nachkommen vererben. Ein 
Irrtum über die Zugehörigkeit des Ehe­
gatten zur jüdischen Rasse oder zu den 
Mischlingen mit jüdischem Blutein­
schlag berechtigt daher den anderen 
Ehegatten zur Anfechtung der Ehe ..." 
Anschließend polemisiert Globke gegen 

das Reichsgericht mit folgender Bemer­
kung:

„Während das Reichsgericht die Auf­
fassung vertritt (RGZ Bd. 145 Seite 1), 
daß seit der Veröffentlichung des na^_ 
tionalsozialistischen Parteiprogrami^B 
vom 24. Februar 1920 Fälle eines IjW 
turns nach der gedachten Richtung nur 
selten anzunehmen seien, nimmt das 
Kammergericht den Standpunkt ein 
(Juristische Wochenschrift 44/3120), 
von den politisch und wissenschaftlich 
geschulten Volksgenossen abgesehen, 
sei der großen Masse des Volkes die 
Bedeutung des rassischen Problems 
erst nach dem Siege der nationalsozia­
listischen Bewegung bekannt geworden. 
Die Ansicht des Kammergerichts ver­
dient den Vorzug."
Mit dieser Kommentierung griff Globke 

weit über die „Nürnberger Gesetze" hin­
aus. Er öffnete die Hintertür für unge­
treue und selbstsüchtige Ehegatten, die 
sich vom anderen Ehegatten aus anti­
semitischen Gründen zu trennen wünsch­
ten, um für die eigene Karriere keine 
Schwierigkeiten bei den nationalsoziali­
stischen Machthabern zu bekommen. 
Globke datierte also entgegen dem Urte^ 
des Reichsgerichts den Beginn der Afl 
fechtungsfrist auf einen beliebigen Tag 
nach dem 30. Januar 1933, praktisch auf 
den Zeitpunkt der sog. „Nürnberger Ge­
setze", um bei allen derartigen Ehen die 
Auflösung durch Anfechtung noch zu er­
möglichen.

Nach Globkes Kommentar wurde diese 
Eheanfechtung aus Gründen der sog. 
„Rasse" für alle in Betracht kommenden 
Ehen erschlossen, also auch für Ehen 
zwischen Christen einschließlich der 
kirchlichen Formehe sakramentaler Art 
zwischen Katholiken. Tatsächlich ist in 
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zahlreichen Fällen von dieser Möglich­
keit zur Ehevernichtung Gebrauch ge­
macht worden, zumeist von Männern, die 
sich der ihnen aus politischen Gründen 
lästig gewordenen Frauen entledigen 
wollten, ihre Frauen verstießen und sie 
dadurch schutzlos den Verfolgungsmaß­
nahmen auslieferten. Jene Frauen ver­
loren dadurch nicht nur ihren Mann, son­
dern die Sicherheit, die eine solche Ehe 
bis zum Schluß der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft zu gewähren pflegte. 
Es ist bemerkenswert, daß Frauen von 
dieser angeblichen Möglichkeit, sich von 
ihren Ehegatten loszusagen, weit weniger 
gebrauch gemacht haben, als Männer. 
B?r einzige Fall eines offenen Wider- 
Standes gegen die Geheime Staatspolizei 
ereignete sich in Berlin im Jahre 19431 
Augenzeugen aus jener Zeit berichten 
folgendes:

Die Staatspolizei hatte damals zum 
ersten Mal eine beträchtliche Anzahl von 
sog. „nichtarischen" Männern abgeholt, 
die mit sog. „arischen" Frauen in privi­
legierter „Mischehe" lebten. Am nächsten 
Morgen erschienen die ihrer Männer be­
raubten Frauen so unerschrocken und in 
so großer Zahl vor dem Gebäude der 
Staatspolizei in der Großen Hamburger 
Straße, daß die Staatspolizei zurückwei­
chen mußte und die festgenommenen 
Männer ihren Frauen zurückgab. Diese 
Tat der Frauen von Berlin gehört in der 
Geschichte des Widerstandes festgehalten 
zu werden. Globke hat ihnen dazu keine 
Hilfe geleistet.

Die „Nürnberger Gesetze" enthielten 
bekanntlich zwecks rassischer Verfolgung 
■kie Reihe von Eheverboten. Durch diese 
Bneverbote gerieten vielfach Verlobte in 
Gewissensnot. Zwar konnte sogar nach 
den „Nürnberger Gesetzen" Befreiung 
von diesen Eheverboten erteilt werden. 
Globke aber sprach sich in seinem Kom­
mentar grundsätzlich gegen solche Be­
freiungen aus, indem er schrieb (S. 111):

„Den Zielen der Rassegesetzgebung 
entsprechend werdenBefreiungen jedoch 
nur in ganz besonders liegenden Aus­
nahmefällen in Frage kommen."
Durch diese Eheverbote, die aus Grün­

den der Rasseverfolgung ohne Unter­

schied Christen und Nichtchristen trafen, 
gerieten nicht nur die Verlobten in Not, 
sondern wurden auch die Kirchen in Mit­
leidenschaft gezogen. Die Geistlichen 
sahen sich vor die Gewissensfrage ge­
stellt, ob sie solche Verbindungen heim­
lich trauen sollten. Das ist in der Tat viel­
fach geschehen. Das Bundesgesetz vom 
23. Juni 1950 über die Anerkennung 
freier Ehen rassisch und politisch Ver­
folgter hat diese Verbindungen um der 
Gerechtigkeit willen aus sittlichen Grün­
den rückwirkend bestätigt. Es hat insbe­
sondere das „Erwirken einer kirchlichen 
Trauung" als wesentliches Merkmal da­
für erklärt, daß einer derartigen Verbin­
dung von Anfang an die volle Würde 
und Rechtskraft einer Ehe zuzusprechen 
sei.

Die sog. „Nürnberger Gesetze" behan­
delten in keiner Weise die Frage, ob 
trotz des staatlichen Eheverbotes die reli­
giösen Gemeinschaften nach ihren Glau­
bensgrundsätzen geistlichen Beistand lei­
sten durften. Daher bestand auch für 
Globke keinerlei Anlaß, diese Frage in 
seinem Kommentar zu behandeln. Minde­
stens war er nicht genötigt, dazu in nega­
tiver Weise Stellung zu nehmen. Trotz­
dem griff Globke abermals weit über den 
Wortlaut der „Nürnberger Gesetze" hin­
aus und schrieb, daß nicht einmal das 
Reichskonkordat es einem katholischen 
Geistlichen gestatte, den von einem Ehe­
verbot getroffenen Verlobten durch eine 
Mitwirkung an ihrer Verbindung beizu­
stehen. Bekanntlich macht das Reichskon-

Am 1. August 1960 verschied an seinem 
Arbeitsplatz unser Kamerad

Werner Höra
im 53. Lebensjahr.
Er gehörte unserem Freiheitsbund seit 
dem l.Mai 1951 an und war von 1952 
bis 1954 Bezirksleiter in Wedding. Im 
Reichsbanner war er einst Sportgrup­
penleiter und Jungbannerführer.
Wir werden diesem bewährten Kame­
raden immer ein ehrendes Andenken 
bewahren.
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kordat für den Fall eines schweren sitt­
lichen Notstandes eine Ausnahme vom 
gesetzlichen Vorrang der obligatorischen 
Zivilehe und erlaubt es den katholischen 
Geistlichen, an einer sakramentalen Ehe 
von Katholiken mitzuwirken, um einen 
schweren sittlichen Notstand abzuwen­
den. Es steht außer Frage und ist 1950 
bundesrechtlich anerkannt worden, daß 
jene unmenschlichen Eheverbote einen 
solchen sittlichen Notstand hervorrufen 
konnten. Im Gegensatz hierzu schrieb 
Globke in seinem Kommentar (Seite 102):

„Die danach . . . bestehende Befugnis 
des Geistlichen . . . ohne Rücksicht auf 
die standesamtliche Eheschließung bei 
einer kirchlichen Eheschließung ohne 
bürgerlich rechtliche Wirkung mitzu­
wirken, ist durch Artikel 26 des 10. 9. 
1933 in Kraft getretenen Konkordats 
vom 20.7. 1933 . . . auf die Fälle aus­
gedehnt worden, in denen ein schwe­
rer sittlicher Notstand vorliegt. Diese 
Bestimmungen können indes nicht die 
Vornahme einer kirchlichen Eheschlie­
ßung zwischen Personen, die wegen 
ihrer Rassenverschiedenheit keine stan­

desamtliche Eheschließung vornehmen 
können, rechtfertigen."
Mit diesem Kommentar erschwerte 

Globke den Geistlichen ihre Amtspflicht 
und verweigerte den von einem Ehever­
bot sittenwidrig und schuldlos betroffe­
nen Verlobten sogar den Trost ihrer Re­
ligion. Nicht nur bestand zu einem der­
artigen Exzeß im Kommentar keinerlei 
Veranlassung, sondern griff Globke da­
mit weit über die Beschwernisse hinaus, 
die den Verfolgten ohnehin durch die 
sog. „Nürnberger Gesetze" auferlegt wur­
den.

Seine Freunde mögen Globke verteidi­
gen. Es mag beachtliche Gründe qebejfr 
die sie für ihn ins Feld führen könne® 
Aber sie sollten es unterlassen, mit hand­
greiflichen Unwahrheiten zu argumentie­
ren. Dokumentarisch steht fest, daß jener 
böse Kommentar keineswegs zu Gunsten 
der Verfolgten geschrieben ist, sondern 
daß er über die juristischen Erläuterun­
gen hinaus den Rassenwahn ideologisch 
rechtfertigt und sogar dort gegen die 
Verfolgten zu deren Nachteil Partei 
nimmt, wo es vermeidbar gewesen wäre.

(SPD-Pressedienst) P/XV/72

Glatze? Ergrauen?
Es fehlt Kopfhautpflege!

mit-^7aaräc//Va/or—
Vom Friseur 

für wirklich gepflegt sein
Wenn nicht erhältlich, bitte, an den Hersteller schreiben 
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